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weitaus größerer Spielraum zu als bei preisgebundenen Wa­
ren. Vereinbarte Preise für Luxushunde seien zulässig. Diese 
Preise seien von der Marktlage abhängig. Luxushunde lie­
ßen sich ohnehin nicht zu jedem beliebigen Preis absetzen.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassationsan­
trag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Das Bezirksgericht ist ebenso wie das Kreisgericht richtig 
davon ausgegangen, daß für den Kauf und Verkauf von 
Hunden zwischen Bürgern keine gesetzlichen Preisvorschrif­
ten bestehen und daß die verbandsinternen Richtlinien des 
VKSK zur Preisbildung in diesen Fällen keinen rechtsver­
bindlichen Charakter, insbesondere keine Bedeutung für 
nicht dem VKSK angehörende Bürger haben.

Daraus kann allerdings nicht abgeleitet werden, daß die 
Vertragsfreiheit bei solchen Rechtsgeschäften hinsichtlich des 
Kaufpreises keinerlei Beschränkungen unterliege. Nach § 139 
Abs. 2 ZGB ist es die Pflicht des Käufers, im Falle einer 
nicht bestehenden gesetzlichen Preisbindung den Kaufpreis 
zu zahlen, der vereinbart wurde, soweit er zulässig ist. Die 
zulässige Höhe eines vereinbarten Kaufpreises kann durch 
gesetzlich festgelegte Preise (Fest- oder Höchstpreise) be­
stimmt sein. Sie kann aber auch durch den Rahmen der mo­
ralischen Vertretbarkeit begrenzt werden. Im vorliegenden 
Fall kam es deshalb darauf an, sich unter moralischen Ge­
sichtspunkten mit dem vereinbarten Preis auseinanderzuset­
zen.

Mit den Grundsätzen der sozialistischen Moral ist es nicht 
vereinbar (§ 68 Abs. 1 Ziff. 2 ZGB), wenn bei einem gegen­
seitigen Vertrag Leistung und Gegenleistung in einem kras­
sen Mißverhältnis zueinander stehen. Eine solche Rechts­
lage ist gegeben, wenn bei einem Verkauf von Hunden ein 
Preis erzielt wird, der in keiner Weise durch den dem Ver­
käufer entstandenen physischen oder finanziellen Aufwand 
und auch nicht durch andere Umstände gerechtfertigt ist, 
sondern ganz erheblich über den nach diesen Kriterien als 
begründet anzusehenden Betrag hinausgeht. Die Frage der 
Vereinbarkeit oder Unvereinbarkeit der Höhe des Preises 
mit der sozialistischen Moral ist nach objektiven Maßstäben 
zu beurteilen. Auf die subjektiven Moralvorstellungen der 
Vertragspartner kommt es dabei nicht an. Entgegen der Auf­
fassung des Bezirksgerichts widerspricht es nicht den Grund­
sätzen der sozialistischen Moral, wenn ein Vertragspartner 
zunächst eine Preisvereinbarung abschließt und danach 
Rechtsschutz sucht, sofern er Zweifel an der Zulässigkeit der 
Preisvereinbarung bekommt.

Wenn auch die Preisrichtlinien des VKSK keine gesetz­
lichen Preisvorschriften sind, geben sie jedoch Anhaltspunkte 
dafür, welcher Preis auf der Grundlage des notwendigen 
Aufwands für das Aufziehen eines Hundes und die Erzielung 
eines angemessenen Gewinns gerechtfertigt ist. Ein Über­
schreiten dieser Orientierungsbeträge für Rassehunde bei zu­
lässiger freier Preisvereinbarung um mehr als das Doppelte 
muß wegen des groben Mißverhältnisses zwischen Leistung 
und Gegenleistung, von dem dann in der Regel auszugehen 
ist, als mit den Grundsätzen der sozialistischen Moral un­
vereinbar beurteilt werden. Die Darstellung der Klägerin, 
daß sie einen höheren Aufwand bei der Vermehrung und 
der Aufzucht der Hunde habe als Mitglieder des VKSK, kann 
zu keiner anderen Beurteilung führen. Insoweit bestehende 
Differenzen können nur unwesentlich sein und im Zusam­
menhang mit der Beurteilung eines, etwaigen Moralverstoßes 
keine ausschlaggebende Bedeutung erlangen. Daß die Klä­
gerin die VKSK-Mitgliedern zustehende Steuerermäßigung 
nicht erhält, steht mit dem Aufwand nicht im Zusammen­
hang. Dieser Umstand berührt allein den verbleibenden Ge­
winn.

Da Tiere als lebendige Ware keinen beständigen oder 
unveränderlichen Vermögenswert darstellen, können sie ent­
gegen der Auffassung des Bezirksgerichts im Hinblick auf 
die Preisbildung nicht mit Antiquitäten gleichgesetzt werden.

In welcher Höhe der vereinbarte Preis für den Hund, der 
Gegenstand des Kaufvertrages zwischen den Prozeßparteien 
war, unter Beachtung der vorstehenden Ausführungen zu­
lässig gewesen wäre, läßt sich nach den bisherigen Sachver­
haltsfeststellungen noch nicht exakt bestimmen. Nach der

schriftlichen Äußerung des Zentralvorstands des VKSK be­
trägt der Kaufpreis von rassereinen Welpen im Alter von 
8 bis 12 Wochen nach den Preisrichtlinien des Verbandes 
höchstens 700 M. Feststellungen über die Preisorientierungen 
für Jungtiere im Alter von über 12 Wochen — hier 16 Wo­
chen — sind im Verfahren nicht getroffen worden. Es wurde 
auch nicht geprüft, ob der VKSK Preisorientierungen für 
Hunde gegeben hat, die nicht als reinrassig zu bewerten 
sind, wie es für den vorliegenden Sachverhalt zutrifft, weil 
die Klägerin nicht im Rahmen der vorgeschriebenen Orga­
nisation Hunde züchtet und sie den Hund deshalb ohne Ah­
nentafel verkauft hat. Diese Umstände sind bei der Beur­
teilung der Zulässigkeit der vereinbarten Preishöhe von 
ausschlaggebender Bedeutung.

Erst nach einer dahingehenden ergänzenden Sachaufklä­
rung kann beurteilt werden, in welchem Umfang die Preis­
abrede im Kaufvertrag zulässig bzw. gemäß § 68 Abs. I Ziff. 2 
i. V. m. Abs. 2 Satz 2 ZGB nichtig ist.

Die Sache war daher zur erneuten Verhandlung an das 
Bezirksgericht zurückzuverweisen (§ 162 Abs. 1 ZPO).

I

Anmerkung:
Mit vorstehendem Kassationsurteil des Obersten Gerichts 
wird die Auffassung vertreten, daß eine der Höhe nach un­
begrenzte Preisbildung beim Verkauf von Hunden rechtlich 
nicht möglich sei und daß die Überschreitung des vom VKSK 
entwickelten Orientierungsbetrages für den Preis beim Ver­
kauf von Rassehunden um mehr als das Doppelte mit den 
Grundsätzen der sozialistischen Moral unvereinbar sei (§ 68 
Abs. 1 Z i f f .  2 ZGB). Danach würden Kaufpreisforderungen, 
durch die der Verkäufer mehr als rund 100 Prozent Gewinn 
erzielt, die Grundsätze der sozialistischen Moral und das 
Leistungsprinzip verletzen.

Die zur Bestimmung der maximalen Höhe des Kaufprei­
ses beim Verkauf von Hunden vertretenen Ansatzpunkte 
können nach meiner Auffassung nicht überzeugen. Der Grund 
hierfür liegt darin, daß die Überlegungen (auch die von 
B. P aw elk e in NJ 1988, Heft 11, S. 467 f.) primär von der 
Bestimmung der Angemessenheit des Verhältnisses von 
Preis und Leistung getragen wurden. Bei der rechtlichen Be­
urteilung dieser Problematik geht es dem Wesen nach um die 
Frage, ob die Vertragsfreiheit der Bürger im Zivilrecht durch 
eine Diskrepanz im Verhältnis von Preis und Leistung über­
haupt begrenzt werden kann.

Die Vertragsfreiheit ist ein grundlegendes Rechtsprinzip, 
welches das gesamte Vertragsrecht durchzieht. Die eventuelle 
Nichtigkeit bzw. Teilnichtigkeit einzelner Abreden eines Ver­
trages muß stets unter Beachtung dieses Rechtsprinzips ge­
prüft werden. Wird den Rechtssubjekten das Recht gewährt, 
selbst über den Inhalt und das Zustandekommen des Ver­
trages zu entscheiden (§§ 63, 64 ZGB), dann ist diese Verein­
barung in ihrer rechtlichen Wirkung dem „gesetzten“ Recht 
gleichzustellen. Das bezieht sich söwohl auf die Wirkung 
zwischen den Vertragspartnern als auch gegenüber Dritten. 
Die Grenzen für die freie Vertragsgestaltung müssen daher 
rechtlich fixiert sein und eine solche gesellschaftliche Rele­
vanz besitzen, die die Einschränkung rechtlich notwendig 
macht.

Für den Verkauf von Hunden durch Bürger gibt es keine 
gesetzlich verbindlichen Preise; es existieren weder gesetz­
lich geregelte Höchstpreise noch rechtlich-verbindliche Orien­
tierungen für die Preisbildung. Der Kaufpreis kann deshalb 
nur in freier Vereinbarung der Vertragspartner ausgehandelt 
werden. Die vom VKSK entwickelte Preisrichtlinie hat nur 
für die Mitglieder dieser gesellschaftlichen Organisation Gül­
tigkeit. Sie ist keine für Bürger allgemein-verbindliche 
Rechtsvorschrift.

Die freie Preisvereinbarung findet dort ihre rechtlichen 
Grenzen, wo sie gegen die Grundsätze der sozialistischen 
Moral verstößt. Mit §68 Abs. 1 Z i f f .  2 ZGB, wonach ein Ver­
trag nichtig ist, wenn er mit den Grundsätzen der sozialisti­
schen Moral unvereinbar ist, wird auf der Basis der grund­
sätzlichen Übereinstimmung zwischen Recht und Moral an­
gestrebt, daß das Verhalten der Vertragspartner, der Inhalt 
des Vertrages und die Art und Weise des Zustandekommens 
mit den vorherrschenden gesellschaftlichen Moralanschauun­
gen übereinstimmen soll. Der Maßstab für die Bewertung 
des Vertrages wird hier nicht aus der fixierten rechtlichen 
Regelung, sondern aus allgemeinen Moralanschauungen her­
geleitet. Um die Vertragsfreiheit nicht rechtlich in ungerecht­
fertigter Weise von Moralanschauungen der Gesellschaft ab­
hängig zu machen, muß deren Verletzung von einer bestimm­
ten „Schwere“, d. h. von die gesellschaftlichen Beziehungen


